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»Mit dem Klima lässt sich nicht verhandeln!«

Per Gerichtsbeschluss zur Weltrettung?

von Sebastian Müller-Franken

I. Grundsätzliches 

1. Bedeutung der Entscheidung
Eine der weitreichendsten Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts 
seit seiner Errichtung ist sein Beschluss vom 24. März 2021 zum Klima-
schutz.1 Der Beschluss wird sogar als die für das Leben der Bürger weit-
reichendste Entscheidung des Gerichts überhaupt einzustufen sein, wenn 
staatliche Stellen, allen voran der Bundestag, ihre Bestrebungen fort-
setzen, seinen Inhalt in den vom Gericht vorgezeichneten Bahnen umzu-
setzen – und nicht rechtzeitig ein Ausstieg aus dem dort beschriebenen 
Szenario gefunden wird. 

2. Keine Verletzung von Schutzpflichten
Das Gericht hatte zu entscheiden über vier Verfassungsbeschwerden von 
Beschwerdeführern aus dem In- und Ausland gegen das Klimaschutzgesetz 
vom 1.12.2019. Die Beschwerden der ausländischen Beschwerdeführer, die 
aus Nepal und Bangladesch kamen, hatten das Gesetz angegriffen, weil es 
ihrer Meinung nach zu geringe CO2-Einsparungen vorgesehen hatte.2 Diese 
Beschwerden hat das Gericht abgewiesen, da der Staat seine Pflicht zum 
Schutz ihrer Grundrechte auf körperliche Unversehrtheit und Eigentum 
nicht verletzt hat. Der Gesetzgeber verletzt seine Schutzpflicht nämlich nur 
dann, wenn er entweder ganz untätig bleibt oder er zwar tätig wird, sein 
Tätigwerden aber als völlig unzureichend anzusehen ist.3 Den Schutzvor-
kehrungen des Gesetzgebers konnte das Gericht jedoch eine derart offen-
sichtlich fehlende Eignung nicht attestieren.4

3. Grundrechte zur Abwehr einer »eingriffsähnlichen Vorwirkung«
Das Gericht hat jedoch den Angriffen gegen das Klimaschutzgesetz der 
aus Deutschland stammenden Beschwerdeführer insofern stattgegeben, 
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als dieses die bis zum Jahre 2050 vorgeschriebenen Einsparungen nur 
bis zum Jahre 2030 festgelegt und für die Jahre danach deutlich größere 
Einsparungen übriggelassen hat.5 Den Beschwerdeführern würden die ei-
gentlichen Grundrechtsbeeinträchtigung so zwar erst infolge zukünftiger 
Regelungen drohen, diese seien jedoch im jetzigen Recht »unumkehrbar 
angelegt«. Um dieses »Unumkehrbar-Angelegtsein« zu begründen, hat 
das Gericht das Staatsziel »Umweltschutz« in einer Weise inhaltlich aufge-
laden, die alles bisher Vorstellbare überstiegen hat. Das Staatsziel Umwelt-
schutz soll den Staat nicht allein, wie das Gericht bislang gesagt hatte,6 zum 
»Schutz des Klimas« verpflichten. Es soll vielmehr auch auf die Herstellung 
von »Klimaneutralität« zielen, also auf einen gesamtwirtschaftlichen Netto-
Null-Ausstoß von Treibhausgasen.7 Der Staat habe sein in Konkretisierung 
des Staatsziels Umweltschutz »bekundetes Bemühen«, das sog. Paris-Ziel, 
wonach der Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur auf deutlich 
unter 2° C und möglichst auf 1,5° C gegenüber dem vorindustriellen Niveau 
zu begrenzen sei, nicht nur zu verfolgen, sondern auch »zu realisieren«.8 
Da zwischen der Gesamtmenge an emittierten klimawirksamen Treibhaus
gasen und dem Anstieg der durchschnittlichen Oberflächentemperatur 
eine annähernd lineare Beziehung bestehe und CO2 die Atmosphäre in 
einem »für die Menschheit relevanten Zeitraum« nicht mehr auf natür-
liche Weise verlasse, ließe sich in Annäherung bestimmen, welche weitere 
Menge an CO2 noch höchstens dauerhaft in die Atmosphäre gelangen darf, 
damit die angestrebte Erdtemperatur nicht überschritten werde.9 Die Be-
rechnung des sich hieraus ergebenden globalen CO2-Restbudgets ist dabei 
mit Unsicherheiten verbunden. Wenn Deutschland aber den auf sich von 
diesem, wie immer berechneten, Budget entfallenden Anteil aufgezehrt 
hat, darf es nach der Logik der Entscheidung nach diesem Zeitpunkt im 
Prinzip gar kein CO2 mehr ausstoßen.10 Da bei der bisherigen Lebensweise 
»nahezu jede Freiheitsbetätigung mit CO2-Emissionen verbunden« sei,11 
sei zur Erreichung von Klimaneutralität eine weitreichende »Transforma-
tion« erforderlich, bei der letztlich sämtliche Lebensvollzüge der Bürger be-
troffen sind.12 Denn »weil sich die Erderwärmung nur anhalten lässt, wenn 
die anthropogene CO2-Konzentration in der Erdatmosphäre nicht mehr 
weiter steigt«, müsste »CO2-relevanter Freiheitsgebrauch irgendwann im 
Wesentlichen unterbunden werden«:13 Freiheit als ein Auslaufmodell.14

Angesichts dessen befand das Gericht, dass die vom Klimaschutzgesetz 
bis zum Jahr 2030 zugelassene Emissionsmenge das auf Deutschland ent-
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fallende Budget weitgehend aufbrauchen würde, so dass den Beschwer-
deführern ab 2031 immer drastischere Freiheitsbeschränkungen drohten15 
und praktisch jegliche grundrechtliche Freiheit gefährdet sei.16 Die ange-
griffenen Regelungen entfalteten so eine »eingriffsähnliche Vorwirkung«.17 
Grundrechte schützten als »intertemporale Freiheitssicherung« vor einer 
umfassenden Freiheitsgefährdung durch einseitige Verlagerung der im 
Staatsziel »Umweltschutz« aufgegebenen »Treibhausgasminderungslast« in 
die Zukunft.18 Der Gesetzgeber habe Vorkehrungen für einen freiheitsscho-
nenden Übergang in die Klimaneutralität für die Zeit nach dem Jahr 2030 
zu treffen, an denen es bislang fehlt.19 

Dieses gemessen am Ziel der Beschwerden, den Staat zu »mehr« Kli-
maschutz zu verpflichten, unspektakuläre Ergebnis kann das Grundstür-
zende der Entscheidung nicht verdecken. Denn in deren eben skizzierten 
»Maßstäbeteil« und in ihren »Leitsätzen« hat das Gericht das Grundgesetz 
verbindlich ausgelegt, was staatliche Organe künftig zu beachten haben 
werden.20 

4. CO2-Effekte einer Politik der Verteuerung des Energieverbrauchs
Der Gedanke des Bundesverfassungsgerichts ist im Ausgangspunkt plau-
sibel, dass der mit 2% nur geringe Anteil Deutschlands an den weltweiten 
Emissionen kein Argument gegen Klimaschutzverpflichtungen sein kann.21 
Denn als globalem Phänomen kann dem Klimawandel nur begegnet 
werden, wenn jeder Staat die ihm gemäße Minderungsleistung erbringt, so 
dass Deutschland anderen Staaten keine Anreize setzen darf, dieses Zusam-
menwirken zu unterlaufen. Allerdings ist fraglich, ob es sich hierbei um ein 
verfassungsrechtliches oder nicht eher, um ein Argument der politischen 
Klugheit im Umgang mit anderen Staaten oder ein Argument der Moral 
handelt.22 Diese Frage stellt sich, weil andere Staaten, hier vor allem solche, 
mit einem hohen Anteil am weltweiten CO2-Ausstoß, kaum etwas zur Sen-
kung ihrer Emissionen unternehmen oder ihren Ausstoß sogar noch stei-
gern. Sofern in Deutschland nationale CO2-Minderungserfolge durch eine 
teuerungsbedingte Verlagerung energieintensiver Industrien vom Inland 
in das Ausland erreicht werden, tragen sie zur Erreichung des Ziels der Ver-
ringerung des CO2-Ausstoßes in die Erdatmosphäre nichts bei. Deutsche 
Maßnahmen haben in diesem Fall global betrachtet keinen und, wenn im 
Ausland mit einer geringeren CO2-Effizienz gearbeitet wird, sogar einen 
negativen Effekt auf die Entwicklung des Weltklimas. Ein Verstoß gegen 
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den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit lässt sich hier nur verneinen, wenn 
man auf den weiten Spielraum des Gesetzgebers in der Einschätzung der 
Eignung seiner Maßnahmen abstellt.23 Allerdings hat der Gesetzgeber die 
Wirkungen seiner Eingriffe zu beobachten und bei mangelnder Eignung 
darauf zu reagieren. Eine solche Evaluation steht noch aus.

II. »Intertemporale Freiheitssicherung« durch Grundrechte

Der den Beschluss tragende Gedanke, dass für den Klimaschutz notwen-
dige Freiheitseinschränkungen nicht zunehmend späteren Generationen 
auferlegt werden dürfen, sondern zwischen den Generationen gleichmäßig 
zu verteilen sind, entspricht dem Prinzip der Generationengerechtigkeit, 
was anzuerkennen ist. Die vom Gericht postulierte zwingende Notwen-
digkeit, Freiheitseinbußen in der Zeitfolge gerecht verteilen und deshalb 
zeitlich vorziehen zu müssen, besteht jedoch nur, wenn die späteren Be-
schränkungen von Freiheit vorgenommen werden müssen. Eine solche An-
nahme ist voraussetzungsreich. Denn dazu braucht es (1.) im Tatsächlichen 
eine bestimmte Menge an CO2, bei dessen Überschreiten das Paris-Ziel 
nicht mehr eingehalten werden kann (CO2-Budget).24 Rechtlich bedarf es 
(2.) einer Pflicht des Staates, der Überschreitung dieses Budgets entgegen-
zuwirken, und zwar in einer Weise, die (3.) im Beschränken von Freiheit 
besteht. Alle drei Annahmen sind problematisch.

1. Die tatsächlichen Grundlagen des Klimawandels

a) Verzicht auf eine mündliche Verhandlung
Zu dem mit »Sachbericht« überschriebenen Teil der Entscheidung zu 
den tatsächlichen Grundlagen des Klimawandels ist hier nicht Stellung 
zu nehmen. 

Es ist jedoch anzumerken, dass eine Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts, die bei einer hochgradig komplexen Tatsachenlage wie dem 
Klimawandel aus der Verfassung den Zwang zu künftigen Eingriffen in die 
Freiheit der Bürger ableiten will, für ihre Akzeptanz einer überzeugenden 
Absicherung bedarf. Hier fällt negativ auf, dass das Gericht nicht öffent-
lich verhandelt hat. Eine mündliche Verhandlung schafft aber die Trans-
parenz der Entscheidungsfindung.25 Durch den öffentlichen Austausch der 
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Argumente der Beteiligten, die Ausführungen von Sachverständigen und 
die Fragen der Richter wird für die Öffentlichkeit nachvollziehbar, wie das 
Gericht zu seiner Entscheidung gekommen ist.

b) Auswahl der Quellen
Das Gericht stützt sich vor allem auf Berichte des Intergovernmental 
Panel on Climate Change (IPCC), auf Stellungnahmen des Sachver-
ständigenrats für Umweltfragen (SRU) und auf Veröffentlichungen des 
Umweltbundesamtes (UBA). Diese Auswahl der Quellen lässt das Be-
mühen erkennen, durch deren Amtlichkeit die tatsächlichen Annahmen 
mit dem Siegel der Verlässlichkeit zu versehen.26 Aber genau in dieser 
Amtlichkeit liegt das Problem: Das UBA ist eine nachgeordnete Be-
hörde im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt und 
Energie, die den Weisungen des Ministers unterliegt. Der SRU ist zwar 
nicht weisungsgebunden, wohl aber werden dessen Mitglieder vom zu-
ständigen Umweltministerium ausgewählt und so auch von der Politik 
besetzt. Das IPCC gilt als »Goldstandard« der Klimawissenschaft. Die 
Mitglieder seines Vorstandes werden aber von politischen Repräsen-
tanten der Staaten nominiert27 und von solchen gewählt.28 Der Vorstand 
des IPCC entscheidet u. a. über die koordinierenden führenden Autoren 
(»Coordinating Lead Authors«) und ist beteiligt an der Auswahl der 
Gutachter (»Review Editors«),29 so dass er die inhaltliche Richtung der 
Berichte vorgibt.30 Als einzige nicht von einer dieser Institutionen her-
rührende Veröffentlichung wird eine populärwissenschaftliche Schrift 
zweier Forscher am Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung, Rahm-
storf und Schellnhuber, erwähnt. Soll Klimaschutz für die Bürger aber 
harte Grundrechtseingriffe bedeuten, wird eine Entscheidung, die sich 
in ihren tatsächlichen Annahmen auf Institutionen stützt, die in ihrer 
Zusammensetzung (SRU, IPCC) politisch beeinflusst sind und dies im 
Falle des UBA auch in ihren Entscheidungen sein können, und aus der 
Wissenschaft lediglich eine Veröffentlichung zweier Autoren anführt 
und diese Autoren jedenfalls nicht als Kritiker der gängigen Klima-Mo-
delle einzuordnen sind,31 Akzeptanz nur erreichen bei denjenigen, die 
sowieso schon von allem überzeugt sind, nicht aber auch bei denjenigen, 
bei denen diese Überzeugung noch nicht so ausgeprägt ist.
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c) Keine Anhörung von Sachverständigen in der mündlichen Verhandlung
Angesichts dessen erstaunt es auch hier wieder, dass das Gericht in diesem 
Verfahren auf eine mündliche Verhandlung verzichtet und darin nicht Kli-
mawissenschaftler verschiedener Institute zum Forschungsstand befragt 
hat. Eine mündliche Verhandlung hätte hier etwa Bedeutung gehabt für 
den Umgang mit der sog. Kipppunkte-Theorie.32 In seiner Rezeption dieser 
Theorie, wonach es für Teilsysteme des Klimasystems bestimmte Schwel-
lenwerte gebe (Kipppunkte), bei deren Überschreiten es zu abrupten und 
oft irreversiblen klimatischen Veränderungen kommt,33 bezieht sich das 
Gericht auf deren Begründer, die bereits erwähnten Forscher am Potsdam 
Institut für Klimafolgenforschung Schellnhuber und Rahmstorf. Dabei ist 
deren Theorie nicht nur Gegenstand einer kontroversen wissenschaftli-
chen Diskussion in Deutschland. Erinnert sei hier etwa an die viel zitierte 
Antwort von Jochem Marotzke, des Direktors des Hamburger Instituts für 
Metereologie der Max-Planck-Gesellschaft, auf die Frage eines Journalisten 
der Frankfurter Allgemeinen Zeitung ein Jahr vor Ergehen der Entschei-
dung, welche Kipppunkte ihm besondere Sorgen machten: »keiner«.34 Auch 
wenn Marotzke diese Aussage im Folgenden einschränkt, zeigt allein diese 
Kontroverse, dass es bei diesem Thema alles andere als einen Konsens unter 
den bedeutenden wissenschaftlichen Institutionen allein in Deutschland 
gibt. Der Theorie wird darüber hinaus auch vom IPCC, auf das sich das Ge-
richt vor allem stützt, vielfach nur mittlere35 oder nur geringe36 Sicherheit, 
also nur eine gewisse oder sogar so gut wie gar keine Wahrscheinlichkeit 
zugemessen,37 auch wenn es diese in seinem Special Report, Global War-
ming, 2018, angehoben hat.38 Das Gericht macht zur Frage der Wechsel-
wirkungen zwischen Kipp-Elementen zwar die Einschränkung, dass diese 
wegen der erheblichen Unsicherheiten, die in den vom IPCC angegebenen 
Spannbreiten und Ungewissheiten dokumentiert sind, »derzeit allerdings 
als noch wenig erforscht« gilt.39 Es fragt sich aber, ob die Kipppunkte-The-
orie auch nach einer mündlichen Verhandlung noch so prominent in der 
Argumentationskette herauszustellen gewesen wäre, wie das Gericht dies 
getan hat. 

2. Pflicht dem Überschreiten des nationalen CO2-Budgets 
entgegenzuwirken
Sodann hat das Gericht zur Erzeugung des rechtlichen Zwangs für den 
Gesetzgeber, Freiheit drastisch beschränken zu müssen, das Staatsziel Um-
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weltschutz inhaltlich zweifach aufgeladen: Die Norm ziele nicht nur auf 
Klimaschutz, sondern auch auf Klimaneutralität,40 und die Festlegung des 
Paris-Ziels im Klimaschutzgesetz sei für einen künftigen Gesetzgeber ver-
fassungsrechtlich bindend.41 Beides ist problematisch.

a) Staatsziel Klimaneutralität
Mit dem Ziel »Klimaneutralität« hat das Gericht der Norm einen anderen 
Inhalt gegeben und ist so als verfassungsändernder Gesetzgeber tätig ge-
worden. Zwar verpflichtet Art. 20a, der vom Schutz der natürlichen Le-
bensgrundlagen spricht, zum Schutz des Klimas. Denn die natürlichen 
Lebensgrundlagen sind angewiesen auf ein Klima, in dem sie gedeihen 
können.42 Dementsprechend war in den Beratungen vom Schutz aller Um-
weltfaktoren und auch vom Klima die Rede.43 Den Begriff der »Klimaneu-
tralität« gab es 1993 jedoch noch nicht, diese Forderung wurde erst später 
erhoben und war damals nicht absehbar. Wenn man sich nun vorstellt, was 
Klimaneutralität bedeuten soll, kann ein solches Ziel nicht in der Norm 
enthalten sein, da die Norm sich dann nicht mehr, wie dies der verfassungs
ändernde Gesetzgeber gewollt und zum Ausdruck gebracht hat, in das 
Gesamt der Verfassung einfügen, sondern zu einer Übernorm würde, der 
sich alles Weitere unterzuordnen hat. Das Bundesverfassungsgericht sagt 
zwar, das Gebot der Klimaneutralität genieße keinen unbedingten Vor-
rang gegenüber anderen Belangen, sondern ist im Konfliktfall in einen 
Ausgleich mit anderen Verfassungsrechtsgütern und Verfassungsprinzi-
pien zu bringen.44 Es sagt aber auch, dass je stärker der Klimawandel fort-
schreitet, umso stärker das Gebot des Klimaschutzes zu gewichten sei.45 Ist 
das Deutschland zustehende CO2-Budget verbraucht, müssten ihm andere 
Verfassungsgüter untergeordnet und grundrechtliche Freiheit »im Wesent-
lichen unterbunden werden«. Dazu stellt das Gericht das dem Grundgesetz 
zugrundeliegende rechtsstaatliche Verteilungsprinzip, wonach die Freiheit 
der Bürger prinzipiell unbegrenzt und der Staat prinzipiell begrenzt ist,46 
schon für die Gegenwart auf den Kopf. So spricht es von »Großzügigkeiten 
des gegenwärtigen Klimaschutzrechts«, CO2-emitierende Verhaltens-
weisen der Bürger »zuzulassen«,47 anstelle sie nicht schon längst verboten 
zu haben. Das Verhalten des Bürgers steht so unter einem generellen CO2-
Zulassungsvorbehalt, eine Vorstellung, die dem Grundgesetz fremd ist: die 
Freiheit des Bürgers ist ursprünglich, unabhängig von staatlicher Gestat-
tung, Verbote sind die rechtfertigungsbedürftige Ausnahme.48 
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b) Bisheriges Verständnis des Bundesverfassungsgerichts vom Klimaschutz
Der vormalige Präsident des Bundesverfassungsgerichts Voßkuhle hat noch 
im Jahre 2013 gesagt, der Umweltschutzartikel verpflichte zwar zu weiteren 
Reduktionen von Treibhausgasemissionen, von Klimaneutralität sprach er 
indes nicht, obwohl es den Begriff da schon gab. Voßkuhle hat ihn nicht 
verwendet, weil dies die Norm zu sehr aufgeladen hätte. Das Gericht wolle 
nicht »Vordenker eines konkreten Umweltschutzprogramms« sein.49 So hat 
es unter seiner Rechtsprechung in Klimafragen stets den Gestaltungsspiel-
raum des Gesetzgebers betont und die angegriffenen Regelungen bestätigt.50 

Gewiss kann der Deutsche Bundestag, um einem Missverständnis vor-
zubeugen, eine strenge Klimapolitik betreiben, wenn sich dafür politische 
Mehrheiten finden und er die Grundrechte und die übrige Verfassung 
wahrt. Aber wenn ein neuer Bundestag gewählt wird, könnte dieser ein 
anderes, milderes Klimaschutz-Konzept beschließen, so lange er sich nicht 
grundsätzlich vom Klimaschutz abwendet. Bislang war anerkannt, dass das 
Staatsziel Umweltschutz nur ein grundsätzliches Rückschrittsverbot statu-
iert und so nur Kernaussagen des bisherigen Umweltrechts einer Ände-
rung durch den Gesetzgeber entzogen sind.51 Das Ziel Klimaneutralität hat 
zur Folge, dass alles das, was sich der verfassungsändernde Gesetzgeber 
mit der Norm gedacht hatte, nicht mehr eingehalten werden kann und der 
gesetzgeberische Spielraum zu einer theoretischen Restgröße zusammen-
schrumpft. Ihm bleibt lediglich zu entscheiden, »welche Produkte, Dienst-
leistungen, Infrastruktur-, Verwaltungs- und Kultureinrichtungen, Kon-
sumgewohnheiten oder sonstigen heute noch CO2-relevanten Strukturen 
schon bald erheblich umzugestalten sind«,52 wobei diese Umgestaltung aus 
Sicht des Gerichts allein in einem »weniger« bestehen und am Ende nur in 
Verbote münden kann. Durch eine verfassungsgerichtliche Entscheidung 
wurde die Norm in einer Weise aktiviert, über die im Verfahren der förm-
lichen Verfassungsänderung kein Konsens erzielt werden konnte. 

c) Quasiverfassungsrang des Paris-Ziels
Die Grenzen der Rechtsfortbildung überschritten, hat das Gericht aber auch 
mit seinen Aussagen zur Bedeutung des Paris-Ziels. Die vom Gesetzgeber in 
Wahrnehmung seines Vorrechts, die Gebote der Norm näher zu bestimmen,53 
festgesetzte Temperaturschwelle des Klimaschutzgesetzes in Gestalt des 
Paris-Ziels sei, so das Gericht, als verfassungsrechtlich maßgebliche Konkre-
tisierung der verfassungsgerichtlichen Prüfung zugrunde zu legen.54 
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Auch das missversteht die Staatszielbestimmung. Gewiss hat der Ge-
setzgeber das Vorrecht, die Norm zu konkretisieren. Aber die Tatsache, 
dass der Gesetzgeber davon Gebrauch gemacht hat, heißt nicht, dass die 
zu diesem Zweck erlassenen Gesetze in Verfassungsrang erwachsen.55 Das 
vom Bundesverfassungsgericht nun statuierte grundsätzliche Rückschritts-
verbot56 weicht von dem erwähnten Grundsatz ab, dass der Gesetzgeber 
ein Gesetz, das das Staatsziel konkretisiert, wieder ändern kann, solange 
er nur die Kerngehalte des bisherigen Rechtszustandes unverändert lässt.57 
Letzteres war auch die Ansicht der Bundestagsfraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen. Zwei Jahre vor der Entscheidung, im Jahre 2019, hat die Fraktion 
den Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des Umweltschutzartikels in den 
Bundestag eingebracht, wonach völkerrechtlich verbindliche Ziele und Ver-
pflichtungen des Klimaschutzes künftig alle staatliche Gewalt unmittelbar 
binden sollten.58 Damit sollte das Paris-Ziel verfassungsrechtlich festge-
schrieben werden. Grund für diese Initiative war, dass das Bundesverfas-
sungsgericht es noch vier Jahre zuvor für einen Ausfluss des demokratischen 
Prinzips gehalten hat, dass ein neuer Bundestag Gesetze erlassen darf, durch 
die er von Gesetzen, mit denen ein vorheriger Bundestag völkerrechtlichen 
Verträgen zugestimmt und in nationales Recht überführt hat, abweicht.59 
Der Bundestag mag mit einem solchen »treaty override« einen völkerrecht-
lichen Vertrag brechen und das Prinzip der Völkerrechtsfreundlichkeit der 
Verfassung mißachten. Gehindert ist er daran durch das Grundgesetz indes 
nicht. Bündnis 90/Die Grünen wollten mit ihrer Verfassungsänderung 
einem künftigen Bundestag das Recht nehmen, das Pariser-Abkommen »zu 
überschreiben«.60 Diese Verfassungsänderung hat im Bundestag in der Ab-
stimmung nicht die erforderliche Mehrheit gefunden. Nach dem Klimabe-
schluss könnte der Gesetzgeber das Paris-Ziel nicht einfach überschreiben, 
sondern er muss sich an »seiner eigenen Konkretisierung des verfassungs-
rechtlichen Ziels festhalten lassen«, solange er dies »nicht erkennbar und in 
einem transparenten Verfahren neu bestimmt«. Damit hat das Gericht das 
nur im einfachen Gesetz akzeptierte Paris-Abkommen indirekt als verfas-
sungsrechtlich bindend festgelegt und so das gleiche Ergebnis erreicht.61 

d) Nationales CO2-Budget nach Pro-Kopf-Emissionsrechten
Darüber hinaus hat das Gericht aber nicht nur solchen Aussagen des Kli-
maschutzgesetzes erhöhte Bindungskraft zugesprochen, die im Pariser Ab-
kommen Vereinbartes umsetzen, sondern auch solchen Aussagen, die allein 
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im nationalen Recht getroffen worden sind. Dies spielt eine Rolle bei der 
bereits erwähnten – weichenstellenden – Frage, wie ein nationales CO2-
Budget zu berechnen ist: Völkerrechtlich vereinbart ist hier nur die Idee, 
dass es ein globales Budget geben soll. In der Frage, nach welcher Methode 
dieses Budget auf die Staaten zu verteilen ist, gab es dagegen keinen Kon-
sens. Das deutsche Klimaschutzgesetz hat sich hier den Vorschlag des Sach-
verständigenrates für Umweltfragen zu eigen gemacht, weltweit gleiche 
Pro-Kopf-Emissionsrechte zugrunde zu legen.62 Das Gericht sagt zwar, dass 
auch andere Aufteilungen »denkbar« sind. Der Gesetzgeber müsse dieser 
Quantifizierung des Restbudgets des Sachverständigenrates aber »Rech-
nung tragen«.63

Das ist ebenso nicht überzeugend. Der Umstand, dass eine Verteilung 
»pro Kopf« als eine Methode angesehen werden kann, die der Pflicht zur 
internationalen Zusammenarbeit genügt, erklärt nicht, warum der Gesetz-
geber nicht einen anderen Maßstab soll wählen dürfen, solange er damit 
nicht gegen das Grundgesetz verstößt. Geht es um die Frage, wieviel CO2 

ein Staat ausstoßen darf, ist es für die Wahrung des hier maßgebenden 
Gleichheitssatzes aus Sicht des CO2-Gehalts der Atmosphäre wesentlich 
naheliegender, wenn schon nicht auf das Bruttosozialprodukt,64 so je-
denfalls auf die Wertschöpfung eines Landes pro emittierte CO2-Einheit 
(CO2-Effizienz) abzustellen. Damit aber ergäbe sich für Deutschland, als 
das Land mit der wohl höchsten CO2-Effizienz der Welt,65 ein deutlich grö-
ßeres CO2-Budget, als dies mit dem Pro-Kopf-Maßstab angenommen wird. 
Das Parlament dürfte sich daher auch für diesen Maßstab entscheiden,66 da 
es nach dem Grundgesetz nach bisherigen Maßstäben ein generelles Rück-
schrittsverbot nicht gibt.67 Ebenso stünde das Unionsrecht dem nicht ent-
gegen, da dieses den Mitgliedstaaten keine materiellen Maßstäbe vorgibt, 
sondern sie nur dazu verpflichtet, sich selbst Ziele zu setzen und über deren 
Verfolgung der Kommission zu berichten.68 

3. These eines Zwangs zu Beschränkungen von Freiheiten der Bürger
Drittens schließlich geht das Gericht davon aus, dass die Reduktion von 
CO2-Emissionen nur durch die Beschränkung von Freiheit herbeigeführt 
werden kann. Die Entscheidung ist dabei getragen vom Glauben an staat-
liche Allmacht, gepaart mit Misstrauen in die Demokratie.
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a) Allmacht des Staates
So liegt es für das Gericht in der Macht des Staates, durch Gesetze, dem 
Temperaturregler einer Zentralheizung ähnlich, den Anstieg der glo-
balen Durchschnittstemperatur regelrecht »anzuhalten«.69 Deutsche Maß-
nahmen seien bei Eingebundensein in weltweite Klimaschutzbemühungen 
»als Teil der Gesamtanstrengung geeignet«, nicht nur dazu beizutragen, 
einen weiteren Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur anzuhalten, 
sondern schließlich »das Ende« – nicht nur des »anthropogenen« Klima-
wandels, von dem es sonst spricht70 – sondern sogar »des« Klimawandels 
»herbeizuführen«.71

b) Misstrauen gegenüber der parlamentarischen Demokratie
Sein Misstrauen gegenüber der parlamentarischen Demokratie in der Frage 
des Klimaschutzes spricht das Gericht offen aus, wenn es sagt, die vom Um-
weltschutzartikel »angestrebte Bindung des politischen Prozesses drohte 
verloren zu gehen, wenn über den materiellen Gehalt des Art. 20a GG voll-
umfänglich im tendenziell kurzfristiger und an direkt artikulierbaren Inte-
ressen orientierten tagespolitischen Prozess entschieden würde«.72 

Auf der Grundlage dieses Verständnisses der Funktionsweise des demo-
kratischen Prozesses sah sich das Gericht berufen, die »Vormundschaft« 
über die Klimaschutzpolitik zu übernehmen73 und in einem »gouverne-
ment des juges«74 die in Deutschland geltenden Regeln für die Rettung der 
Welt dekretieren zu müssen: Mit dem Klima lässt sich nicht verhandeln. Mit 
der Verlagerung politischer Entscheidungen auf die Ebene der Verfassung 
verschafft das Gericht der Politik die Möglichkeit, bei unpopulären Maß-
nahmen auf seine Autorität zu verweisen und ihren Kritikern nicht nur 
»Klima-« respektive »Wissenschaftsleugnung«, sondern auch fehlenden 
Respekt vor dem Bundesverfassungsgericht und damit vor der Verfassung 
selbst vorzuwerfen.

c) Verhältnis des Bundesverfassungsgerichts zum Gesetzgeber
Zur Verteidigung des Gerichts ist zu sagen, dass es im deutschen System 
Verfassungsgerichtsbarkeit ein klares demokratietheoretisches Mandat hat, 
demokratische Mehrheiten im Einzelfall zu überspielen,75 schöpft die Ent-
scheidung nicht aus. Es ist für das Verhältnis des Gerichts zum Gesetzgeber 
nämlich ein Unterschied, ob das Gericht der demokratischen Mehrheit ein 
Handeln verbietet, wie dies in der Tat immer geschieht, wenn das Gericht 
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ein Gesetz beanstandet, oder es der demokratischen Mehrheit, wie hier, da-
rüberhinaus ein Ziel setzt und die in Frage kommenden Mittel zu dessen 
Erreichung jedenfalls im Fortgang der Entwicklung benennt.76 Es ist Aus-
druck der Gewaltenteilung, dass wenn das Gericht dem Gesetzgeber ein 
Ziel setzt, es ihm die Wahl der Mittel überlassen sollte.77 Wenn nach An-
sicht des Gerichts »CO2-relevanter Freiheitsgebrauch irgendwann ohnehin 
im Wesentlichen unterbunden werden müsste, weil sich die Erderwärmung 
nur anhalten lässt, wenn die anthropogene CO2-Konzentration in der Erd-
atmosphäre nicht mehr weiter steigt,« so hat das Gericht dem Gesetzgeber 
mit der Klimaneutralität nicht nur das Ziel gesteckt, sondern bei Verbrauch 
des Budgets zugleich auch die zu ergreifenden Mittel bestimmt: ist das 
Budget verbraucht, bleibt im Wesentlichen nur, CO2-relevante Verhaltens-
weisen zu verbieten. 

d) Verknüpfung der Ausübung von Freiheit mit der Emission von CO2
Dem Verhältnis des Bundesverfassungsgerichts zum Gesetzgeber würde 
eine solche Festlegung auf Freiheitbeschränkungen nur gerecht, wenn die 
Ausübung von Freiheit notwendig mit dem CO2-emittierenden Verbrennen 
von Kohlenstoffträgern (Kohle, Erdöl, Gas) verbunden ist. Dazu dürfte das 
CO2-emittierende Verbrennen von Kohlenstoffträgern nur durch die Nut-
zung der sog. Erneuerbaren (Sonne und Wind) ersetzt werden können.78 
Denn dann stünde nicht ausreichend Energie zur Verfügung, um den Be-
darf an Energie zu decken und Freiheit müsste beschränkt werden. 

aa) CO2-Abscheidung und -Speicherung
Eine solche Alternativlosigkeit besteht indes nicht. So lässt sich bereits bei 
der Verstromung von Kohle die Anreicherung der Atmosphäre mit CO2 
durch dessen Abscheidung und -Speicherung vermeiden. Dazu sagt das 
Gericht, dass die hier nötige Technik nicht wirtschaftlich und nicht prakti-
kabel sei.79 Das mag für Deutschland des Jahres 2021 gegolten haben, nicht 
aber für andere europäische Länder, wie etwa Norwegen.80 Ökonomisch 
stellt sich diese Technik inzwischen im Vergleich zu den Erneuerbaren 
auch für Deutschland als vorteilhaft dar,81 was der Gesetzgeber zu beob-
achten und dem er im Zuge einer Nachbesserung seines Klimaschutzkon-
zepts Rechnung zu tragen hat.
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bb) Nutzung der Kernenergie
Eine andere Möglichkeit wäre aber auch die Nutzung der Kernenergie.82 
Kernenergie ist nicht nur CO2-neutral und grundlastfähig. Ihr Einsatz er-
übrigte auch alle Eingriffe in die Freiheit der Bürger, da die Ausübung von 
Freiheit bei ihrer Nutzung für das Klima irrelevant wäre. Dazu könnten 
die noch vorhandenen Kraftwerke wieder in Betrieb genommen, aber 
auch neue Kraftwerke gebaut werden. Das Bundesverfassungsgericht hat 
mehrfach entschieden, dass das Grundgesetz einem Bau von Kernkraft-
werken nicht entgegen steht.83 Der Einwand, dies dauere zu lange und 
käme zu spät, greift nicht. Gewiss darf der »Gesetzgeber einen ad infinitum 
fortschreitenden Klimawandel … von Verfassungs wegen nicht tatenlos 
hinnehmen«.84 Jedoch ist die Bauzeit eines Kraftwerks nicht unumstößlich 
vorgegeben, sondern auch eine Frage des politischen Willens. Als nach der 
Wiedervereinigung die Verkehrswege in den neuen Bundesländern moder-
nisiert werden mussten, hat der Bundestag zur Vermeidung eines streit-
anfälligen Verwaltungsverfahrens eine Eisenbahnstrecke durch ein Gesetz 
geplant und damit dem verwaltungsgerichtlichen Rechtsschutz entzogen. 
Das Bundesverfassungsgericht hat dies gebilligt. Beim Bau von Kernkraft-
werken wäre zur Beschleunigung des Verfahrens ebenso eine Festlegung 
der Standorte durch ein Gesetz zulässig.85 

Ob sich ein Wiedereinstieg in die Nutzung der Kernenergie politisch 
durchsetzen lässt, ist für das Bundesverfassungsgericht rechtlich nicht von 
Bedeutung. Gewiss ist es auf Akzeptanz bei den Bürgern wie bei den poli-
tischen Handelnden angewiesen, so dass ihm das politisch Mögliche nicht 
gleichgültig sein kann. Anders als bei dem tatsächlich Möglichen erwächst 
der Verfassungsauslegung aus dem politisch Möglichen eine rechtliche 
Grenze jedoch nicht.86 Auch ist fraglich, ob die Akzeptanz für eine dem 
Klimawandel entgegenwirkende, dem Landschafts- und dem Tierschutz 
dienende sowie Freiheit ermöglichende Alternative zu den Erneuerbaren 
weiterhin fehlt. Dies auch deshalb, weil bei den Reaktoren des neuen Typs 
die Hauptargumente gegen die Kernkraft (Gefahr einer Kernschmelze und 
radioaktiver Abfall) durch diesen eigene Sicherheitssysteme und die Fähig-
keit zu einer weitgehend rückstandsfreien Verbrennung des eingesetzten 
spaltbaren Materials entkräftet sind. Zudem sollen diese Reaktoren auch 
den bereits vorhandenen Abfall verbrennen und Altlasten so einer sinn-
vollen Nutzung zuführen können.87 Was die Kosten betrifft, mag es Be-
rechnungen geben, nach denen die Kernkraft teurer sein soll als die Nut-
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zung erneuerbarer Energien. Ein verfassungsrechtlicher Zwang, den Pfad 
der »Erneuerbaren« weiter zu verfolgen, erwüchse daraus jedoch ebenso 
nicht. Es wäre Sache des Parlaments, hier die nötigen Priorisierungen vor-
zunehmen. Ein Ausstieg aus dem in der Entscheidung beschriebenen Sze-
nario ist jedenfalls möglich.

III. Vorrang freiheitsschonender Alternativen

Das Grundgesetz verpflichtet das Bundesverfassungsgericht nicht dazu, 
den Deutschen den Verlust ihrer Freiheit »zur Weltrettung per Gerichts-
beschluss« aufzuerlegen.88 Vielmehr hat es dem Klimaschutz nur einen ver-
fassungsrechtlichen Rahmen zu setzen, der die Freiheit der Bürger nach 
Möglichkeit schont: Mit dem Klima lässt sich zwar nicht verhandeln, wohl 
aber über die Wege, wie Deutschland seinen Beitrag zum Klimaschutz 
unter Wahrung der Freiheit seiner Bürger erbringen kann. 
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